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Trotz zahlreicher Aktivitäten der Regierung 
stehen in der Schweiz auf dem Gebiet der un-
ternehmerischen Verantwortung gegenüber 
den Menschenrechten die wichtigsten 
Schritte noch aus. Die Diskrepanz zwischen 
öffentlicher Positionierung und tatsächlicher 
Umsetzung ist beachtlich. Die Analyse der 
Aktivitäten der Schweiz und die Fallbeispiele  
haben gezeigt, dass es in der Schweiz keine 
eigentliche Politik zum Thema «Wirtschaft 
und Menschenrechte» gibt. In vielen wesent-
lichen Fragen ist es letztlich der Freiwilligkeit 
der Unternehmen überlassen, Massnahmen 
zu ergreifen, um die Respektierung der Men-
schenrechte in ihrem Tätigkeitsfeld zu ge-
währleisten. Nach Meinung von Fastenopfer 
und Brot für alle widerspricht dies der staat-
lichen Pflicht, die Menschenrechte zu schüt-
zen. Die beiden Entwicklungsorganisationen 
erwarten deshalb von der Schweizer Regie-
rung ein koordinierteres, verbindlicheres und 
viel aktiveres Vorgehen, um den Schutz der 
Menschenrechte auch im Bereich der trans-
nationalen Wirtschaft zu garantieren. 

Wie in den vorangegangenen Analysen und 
Darstellungen aufgezeigt, stellen Fastenopfer 
und Brot für alle einen grossen Handlungs-
bedarf in der Schweiz fest und ziehen fol-
gende Schlüsse:

Informationspolitik
Es ist bezeichnend, dass die Informationen 
zum Thema Wirtschaft und Menschenrechte 
nur sehr beschränkt, verzettelt und unein-
heitlich vorhanden und entsprechend schwie-
rig aufzufinden sind. Es braucht eine In

formationspolitik, die eine kohärente und 
zentralisierte Vermittlung der Information 
erlaubt und die einen umfassenden Über-
blick über das Thema ermöglicht. 

Beratung und Begleitung
Die Aktivitäten der verschiedenen Bundesstel-
len im Bereich Wirtschaft und Menschen-
rechte sind bis anhin punktuell und folgen 
keiner langfristigen Vision. Die Schweizer  
Regierung sollte viel proaktiver und syste-
matischer vorgehen, um das Bewusstsein  
in der Wirtschaft bezüglich Menschen- 

Schlussfolgerungen: Aufgaben für den Staat

Rosenfarm: Schutz der Arbeiter – ein vitales  
Menschenrecht� Foto: Miges Baumann

Von Daniel Hostettler und Chantal Peyer



28

rechte zu erweitern. Dazu gehört die regel-
mässige Information der Unternehmen, aber 
auch die Schaffung einer nationalen Men-
schenrechtsinstitution, die den transnational  
tätigen Schweizer Unternehmen und KMUs 
unabhängige und konkrete Unterstützung 
bieten kann. Eine entsprechende Institution 
wurde zum Beispiel in Dänemark mit der 
Schaffung des «Danish Institute on Human 
Rights» geschaffen. 

Forderungen an die Unternehmen 
Das Parlament sollte von den Unternehmen 
die Anwendung von Instrumenten verbind-
lich einfordern. Dazu gehören nicht nur ent-
sprechende Menschenrechts-Policies, son-
dern auch obligatorische Wirkungsanalysen 
und eine Berichterstattung nach internatio-
nalen Standards. Alle verbindlichen Instru-
mente müssen öffentlich einseh- und über-
prüfbar sein.

Der Staat als Vorbild 
Der Schweizer Staat ist selber Wirtschafts
akteur, nicht nur durch seine Staatsbetriebe, 
sondern auch durch das Öffentliche Beschaf-
fungswesen, durch Exportrisikoversiche-
rungen, Handelsabkommen, die Finanzpo
litik etc. Bei all diesen Aktivitäten soll die 
Schweiz höhere Standards in Sachen sozialer 
Unternehmensverantwortung setzen und eine 
Vorbildfunktion einnehmen. Eine gute Ge
legenheit, den vielen anspruchsvollen Ver-
lautbarungen der Schweiz auch konsequent 
Taten folgen zu lassen, bietet sich 2010 mit 
der Revision des Öffentlichen Beschaffungs-
gesetzes. Das revidierte Gesetz muss fest- 
legen, dass bei der öffentlichen Beschaffung 
die Anbieter/innen die zentralen Inhalte der 
ILO-Konventionen respektieren. 

Beschwerdeverfahren
In der Schweiz ist es kaum möglich, Schwei-
zer Unternehmen aufgrund von im Ausland 
begangenen Menschenrechtsverletzungen 
einzuklagen und Entschädigungen für die 
Opfer zu erwirken. Die entsprechenden 
Mechanismen wie der Kontaktpunkt zu den 
OECD-Guidelines oder das in der Entste-
hung begriffene Kompetenzzentrum sind un-
genügend ausgestattet und nicht für eine 
ernsthafte Aufarbeitung von Menschen-
rechtsverletzungen durch Unternehmen vor-
gesehen. Die Festlegung von Entschädi-
gungen liegt zudem nicht in ihrer Kompetenz. 
Das Fehlen eines Mechanismus, der bei Klage 
gegen ein Unternehmen umfassend begutach-
tet und beurteilt und verbindliche Forde-
rungen gegenüber dem Unternehmen formu-
lieren kann, lässt jede Klage ins Leere laufen. 
Angesichts der ernüchternden Erfahrungen 
mit ihrem eigenen Kontaktpunkt soll sich die 
Schweiz 2010, anlässlich der Revision der 
OECD-Guidelines, für die Entwicklung eines 
effektiv funktionierenden Klagemechanis-
mus einsetzen und diesen dann auch konse-
quent im eigenen Land anwenden. 

Staatliche Kohärenz
Obschon die Schweizer Regierung die Be-
rücksichtigung der Menschenrechte in der 
Aussenpolitik klar festgelegt hat, werden von 
den verschiedenen Departementen, die aus-
senpolitisch tätig sind, unterschiedliche Prio-
ritäten gesetzt – was nicht selten zu Wider-
sprüchlichkeiten führt und dem Schutz der 
Menschenrechte nicht immer zugute kommt. 
Die Schweiz muss eine grössere Kohärenz 
anstreben und dem Menschenrechtsschutz – 
auch in der Aussenwirtschaftspolitik – ober-
ste Priorität einräumen. Es kann nicht ange-
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hen, dass sich die Vorgehen der verschiedenen 
Departemente widersprechen und sich entge-
genlaufen. 

Gesamtstrategie
Die Probleme mangelhafter Koordination, 
fehlender Kohärenz und schwach ausgearbei-
teter Instrumente sind nicht zuletzt dem Um-
stand zuzuschreiben, dass die Schweiz über 
keine menschenrechtliche Gesamtstrategie 
(Policy) verfügt. Mit einer solchen Strategie 
könnte die Thematik «Wirtschaft und Men-
schenrechte» umfassend angegangen und die 
verschiedenen Facetten der Problematik in 
ihrer Komplexität besser verstanden werden. 
Anstelle des jetzigen Stückwerks entstünde 
mit einer solchen Gesamtstrategie ein Refe-
renzrahmen, der es allen Akteur/innen er-
leichtern würde, den Menschenrechtsschutz 
im Bereich internationaler Wirtschafttätig-
keiten voranzubringen. 

Internationale Normen
Wie John Ruggie in seinem Bericht an den 
Menschenrechtsrat festgehalten hat, sollte 
das Fehlen von international verbindlichen 
Normen die Staaten nicht daran hindern, 
zum Thema «Wirtschaft und Menschen-
rechte» bedeutend mehr zu unternehmen, 
als sie bis anhin tun. Die Ausnutzung beste-
hender Handlungsräume und die Normen-
setzung auf nationaler Ebene sind sicher 
wichtige Schritte hin zu einer globalen Re-
gulierung. Letztlich wird sich eine solche 
eher durchsetzen, wenn sich anhand von gu-
ten Beispielen aufzeigen lässt, dass sie sinn-
voll und machbar ist. In diesem Sinn sollte 
die Schweizer Regierung die nach der heu-
tigen Gesetzgebung bestehenden Hand-
lungsräume ausfüllen. 

So wichtig diese Schritte auf der nationalen 
Ebene sind, um Menschenrechtsverletzungen 
durch oder unter Beihilfe von Schweizer Un-
ternehmen zu verhindern – eine interna
tionale bindende Regulierung, mit der das 
Problem global angegangen werden kann, 
ersetzen sie nicht. Deshalb fordern Fasten

opfer und Brot für alle die Schweizer Regie-
rung auf, die eigenen Verlautbarungen ernst 
zu nehmen und auf internationaler Ebene die 
Schaffung eines verbindlichen Rahmens für 
Menschenrechte in der Wirtschaft voranzu-
treiben.


